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Satzung des Deutschen
Verbandes für Podologie (ZFD)
Landesverband Berlin und
Brandenburg e.V.

Stand April 2016

§ 1 Name und Sitz

(1) Der Verband führt den
Namen „Deutscher Verband für
Podologie (ZFD) Landesverband
Berlin und Brandenburg e.V.“
und ist die für die Bundesländer
Berlin und Brandenburg zu-
ständige Landesorganisation
des Deutschen Verbandes für
Podologie (ZFD) e.V.
(2) Der Verband hat seinen Sitz
in Hohen Neuendorf.
(3) Der Verband ist im Vereins-
register des Amtsgerichts
Neuruppin eingetragen.

§ 2 Verbandszweck

(1) Zweck des Verbandes ist
a) die Gesamtvertretung des
Berufsstandes der Podologen
und Fußpfleger in Berlin und in
Brandenburg, die Wahrneh-
mung ihrer gemeinschaftlichen
Berufsbelange;

b) die Beratung und Betreuung
seiner Mitglieder in allen
berufsbezogenen Fragen;
c) die Fortbildung Berufsange-
höriger und interdisziplinärer
Kooperationspartner, (wie z.B.:
Mediziner, Akademiker, Thera-
peuten, OSM, Diabetes Berater,
Arzthelfer und fachangren-
zende Pflegeberufe) durch
regelmäßige Seminare, Kurse,
Vortragsveranstaltungen, Fach-
tagungen und Kongresse.
(2) Ein wirtschaftlicher
Geschäftsbetrieb wird nicht
bezweckt. Die Verfolgung
politischer und religiöser Inte-
ressen ist ausgeschlossen.

§ 3 Geschäftsjahr und
Erfüllungsort

(1) Das Geschäftsjahr ist das
Kalenderjahr.
(2) Erfüllungsort und Gerichts-
stand ist Neuruppin.

§ 4 Mitgliedschaft

(1) Der Verband hat ordentliche
und fördernde Mitglieder sowie
Ehrenmitglieder.
(2) Ordentliches Mitglied kann
werden, wer im Bereich der
Podologie/ Fußpflege, auch als
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Auszubildender, tätig ist und
den Voraussetzungen des Be-
rufsbildes entspricht.
(3) Förderndes Mitglied kann
werden, wer die Interessen des
Verbandes unterstützt.
(4) Der Antrag auf Aufnahme
als ordentliches oder förderndes
Mitglied ist schriftlich bei der
Geschäftsstelle einzureichen,
über den Antrag entscheidet
der Vorstand.
(5) Personen, die sich in beson-
derem Maße um die Belange
des Berufsstandes oder des
Verbandes verdient gemacht
haben, können zu Ehrenmit-
gliedern ernannt werden, über
die Ernennung entscheidet die
Mitgliederversammlung.
(6) Fördernde Mitglieder und
berufsfremde Ehrenmitglieder
haben kein Stimmrecht auf der
Mitgliederversammlung. Ehren-
mitglieder unterliegen nicht der
Pflicht, Beiträge zu entrichten.

§ 5 Beendigung der Mitglied-
schaft

(1) Die Mitgliedschaft im Ver-
band endet durch Tod, Austritt,
Erlöschen oder Ausschluss.
(2) Ein Austritt ist jederzeit zum
Jahresende unter Einhaltung

einer Kündigungsfrist von drei
Monaten durch eingeschrie-
benen Brief an die Geschäfts-
stelle möglich.
(3) Die Mitgliedschaft erlischt,
wenn ihre satzungsgemäßen
Voraussetzungen nicht mehr
gegeben sind. Das Erlöschen ist
dem Mitglied schriftlich anzu-
zeigen.
(4) Ein Mitglied kann aus dem
Verband aus wichtigem Grund
ausgeschlossen werden. Ein
solcher Grund ist insbesondere
dann gegeben, wenn ein Mit-
glied trotz schriftlicher Mah-
nung seinen Verpflichtungen
nicht nachkommt oder die
Weisungen der Organe des
Verbandes nicht befolgt oder
offensichtlich gegen die Interes-
sen des Verbandes bzw. seine
satzungsgemäßen Zwecke
handelt.
(5) Der Ausschluss erfolgt durch
den Vorstand und ist dem
Mitglied schriftlich mitzuteilen.
Gegen diese Entscheidung kann
das Mitglied innerhalb eines
Monats Einspruch erheben.
Maßgebend für die Berechnung
der Fristen ist das Zustellungs-
datum. Über den Einspruch
entscheidet die Mitglieder-
versammlung.

(6) Die Beendigung der Mit-
gliedschaft befreit nicht von der
Erfüllung etwa noch bestehen-
der Verpflichtungen gegenüber
dem Verband. Rechte am Ver-
mögen des Verbandes erlö-
schen mit Beendigung der
Mitgliedschaft.
(7) Bei Ausscheiden eines Mit-
gliedes sind innerhalb von 14
Tagen Verbandsschilder und
andere, auf eine Mitgliedschaft
hinweisende, Merkmale an den
Verein zurückzugeben und
dürfen vom ausgeschiedenen
Mitglied nicht mehr verwendet
werden (Verbandslogo etc.).

§ 6 Rechte und Pflichten der
Mitglieder

(1) Die Mitglieder haben im
Rahmen der gesetzlichen und
satzungsmäßigen Bestimmun-
gen Anspruch auf Beratung und
Unterstützung durch den Ver-
band. Ihnen stehen die Einrich-
tungen des Verbandes zur
Verfügung. Die Inanspruch-
nahme der Rechte setzt die
Erfüllung der Mitgliedspflichten,
insbesondere der Beitrags-
pflicht, voran.
(2) Die Mitglieder sind verpflich-
tet, sich an die Satzung, die

Beschlüsse der Mitgliederver-
sammlung und die ihnen be-
kannt gemachten Beschlüsse
der gemeinsamen Dachorgani-
sation Deutscher Verband für
Podologie (ZFD) e.V. zu halten.

§ 7 Gliederung des Verbandes

(1) Der Verband kann sich je
nach Bedarf in regionale Be-
zirksgruppen untergliedern.
(2) Die Leiter der Bezirksgrup-
pen und ihre Stellvertreter
werden vom Vorstand für die
Dauer von zwei Jahren be-
stimmt.
(3) Die Mitglieder des Bezirks
haben das Recht, dem Bezirks-
gruppenleiter und / oder seinem
Stellvertreter in geheimer Ab-
stimmung das Misstrauen aus-
zusprechen. In diesem Fall hat
der Vorstand eine andere Per-
son zu bestimmen.

§ 8 Verbandsorgane

Organe des Verbandes sind
1. der Vorstand,
2. der Beirat,
3. die Mitgliederversammlung.
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§ 9 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus
a) dem 1. Vorsitzenden,
b) dem 2. Vorsitzenden,
c) dem Schriftführer,
d) dem Schatzmeister,
(2) In den Vorstand können
weiter gewählt werden
a) der Geschäftsführer,
b) der Ausbildungsleiter,
c) bis zu drei Beisitzer.
d) Der Vorstand wird von der
Mitgliederversammlung mit
einfacher Mehrheit der Stim-
men gewählt. Er bleibt jedoch
bis zur Neuwahl im Amt, über
die Wahl des 1. Vorsitzenden
und des 2. Vorsitzenden ist in
geheimer Wahl abzustimmen,
gleiches gilt für die Wahl der
weiteren Vorstandsmitglieder,
wenn einer offenen Wahl im
jeweiligen Fall widersprochen
wird. Um die Geschäftsfähigkeit
des Vereins zu wahren, gibt es
das rollierende Wahlverfahren.
Das bedeutet, dass in den
geraden Jahren der 1. Vorsit-
zende und der Schatzmeister
gewählt werden und in den
ungeraden Jahren der 2. Vorsit-
zende und der Schriftführer.
Eine Legislaturperiode beträgt 4
Jahre.

Der erweiterte Vorstand ist
genauso zu wählen.
(3) Endet das Amt eines Vor-
standmitglieds vor Ablauf der
normalen Amtsdauer, so kann
sich der verbleibende Vorstand
durch Zuwahl ergänzen. Die
Amtsdauer der Zugewählten
endet mit der nächsten Jahres-
hauptversammlung.
(4) Vorstand im Sinne des § 26
BGB sind der 1. Vorsitzende
und der 2. Vorsitzende. Jeder ist
zur alleinigen Vertretung des
Verbandes berechtigt. Im
Innenverhältnis vertritt der 2.
Vorsitzende den Verband nur
bei Verhinderung des 1. Vorsit-
zenden.

§ 10 Beirat

(1) Der Beirat setzt sich zusam-
men aus den jeweiligen Bezirks-
gruppenleitern und den Aus-
schussvorsitzenden. Ist ein
Bezirksgruppenleiter oder Aus-
schussvorsitzender verhindert,
wird er von seinem Stellver-
treter vertreten.
(2) Der Beirat hat den Vorstand
in seiner Arbeit zu beraten und
zu unterstützen.
(3) Der Vorsitzende lädt Vor-
stand und Beirat zu gemeinsa-

men Sitzungen, sofern ein
Bedürfnis besteht oder 2/3 des
Beirats dies verlangen.
(4) Die Regeln über die Be-
schlussfassung bei Mitglieder-
versammlungen finden Anwen-
dung.

§ 11 Mitgliederversammlung

(1) Die ordentliche Mitglieder-
versammlung (Jahreshauptver-
sammlung) findet einmal im
Jahr statt.
(2) Außerordentliche Mitglie-
dersammlungen werden einbe-
rufen, wenn hierfür ein Bedürf-
nis vorhanden ist oder wenigs-
tens 1/5 der ordentlichen Mit-
glieder dies verlangen.
(3) Die Mitgliederversammlun-
gen werden unter Einhaltung
einer Frist von drei Wochen
unter Angabe von Zeit und Ort
der Versammlung sowie der
Tagesordnung vom Vorsitzen-
den oder einer vom Vorstand
beauftragten Person schriftlich
einberufen. Maßgebend für den
Fristenlauf ist das Datum des
Poststempels der Einladung.
(4) Die Mitgliederversammlung
ordnet durch Beschlussfassung
alle Angelegenheiten des Ver-
bandes, insbesondere

1. die Wahl und Entlastung des
Vorstandes;
2. die Wahl der Kassenprüfer;
3. die Entgegennahme der
Tätigkeitsberichte des Vorstan-
des;
4. die Genehmigung des Jah-
resabschlusses und des Haus-
haltsplans für das folgende
Geschäftsjahr;
5. die Festsetzung von Beiträ-
gen und Aufnahmegebühren;
6. die Einsetzung von Ausschüs-
sen;
7. die Änderung der Satzung;
8. die Auflösung des Verban-
des.
(5) Die Mitgliederversammlung
ist mit der Zahl der Erschiene-
nen beschlussfähig. Eine Stimm-
rechtsübertragung (Vertretung)
ist nicht zulässig.
(6) Sofern nichts anderes be-
stimmt ist, werden alle Be-
schlüsse in offener Abstimmung
mit einfacher Mehrheit der
anwesenden Stimmen gefasst;
Satzungsänderungen bedürfen
einer 2/3-Mehrheit. Stimment-
haltungen oder ungültige
Stimmen werden als nicht
erschienen gezählt.
(7) Über Anträge, die nicht auf
der Tagesordnung stehen,
können Beschlüsse nur gefasst
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werden, wenn die Mitglieder-
versammlung die Aufnahme
des Antrags in die Tagesord-
nung beschließt. Anträge auf
Satzungsänderung können
nicht dringlich gestellt werden.
(8) Die Leitung der Mitglieder-
versammlung obliegt dem 1.
Vorsitzenden, im Falle seiner
Verhinderung dem 2. Vorsit-
zenden, in dessen Verhinde-
rungsfall einem von der Ver-
sammlung zu stimmenden
Versammlungsleiter.
(9) Über die Mitgliederver-
sammlung und die dort gefass-
ten Beschlüsse hat der Schrift-
führer, im Falle seiner Verhinde-
rung ein von der Versammlung
zu bestimmender Protokoll-
führer, eine Niederschrift anzu-
fertigen. Diese ist vom Ver-
sammlungsleiter und vom
Protokollführer zu unterzeich-
nen.

§ 12 Ausschüsse

(1) Die Mitgliederversammlung
kann beschließen, die Erledi-
gung besonderer Aufgaben
einem Ausschuss zu übertra-
gen, sofern hierzu ein Bedürfnis
besteht.

(2) Die Mitgliederversammlung
bestimmt Arbeitsbereich und
Mitglieder des Ausschusses. Die
Ausschussmitglieder bestimmen
unter sich den Vorsitzenden des
Ausschusses und seinen Stell-
vertreter.
(3) Bei der Ausschussarbeit
finden die Regeln über die
Beschlussfassung bei Mitglie-
derversammlungen Anwen-
dung.
(4) Die Ausschüsse sind für die
ihnen übertragenen Aufgaben
dem Vorstand und der Mitglie-
derversammlung gegenüber
verantwortlich und zur Bericht-
erstattung verpflichtet.

§ 13 Geschäftsstelle

Der Verband kann zur Erledi-
gung der laufenden Verwal-
tungsgeschäfte eine Geschäfts-
stelle einrichten und einen
Geschäftsführer bestellen.

§ 14 Rechnungslegung

(1) Der Schatzmeister hat spä-
testens drei Monate nach Ab-
lauf des Geschäftsjahres den
Jahresabschluss und den Haus-
haltsplan für das folgende
Geschäftsjahr zu erstellen.

(2) Der Jahresabschluss ist von 2
Rechnungsprüfern, die jeweils
für die Zeit von 2 Jahren, jähr-
lich wechselnd, von der Mit-
gliederversammlung gewählt
werden, zu prüfen.
(3) Er ist von diesen als ord-
nungsgemäß erstellt zu unter-
zeichnen, wenn die Einnahme-
und Ausgabepositionen rechne-
risch richtig ermittelt sind und
von der Sache her als angemes-
sen bezeichnet werden können.

§ 15 Verhältnis zum
Zentralverband

(1) Der Verband ist als eingetra-
gener Verein grundsätzlich
autonom in seinem Handeln
und damit absolut eigenstän-
dig.
(2) Die Mitgliedschaft im Deut-
schen Verband für Podologie
(ZFD) e.V. verpflichtet jedoch,
die übergeordneten Ziele,
Satzungen und Beschlüsse des
gemeinsamen Dachverbandes
anzuerkennen und einzuhalten,
bzw. für ihre Durchführung
Sorge zu tragen.

§ 16 Gleichstellung

(1) Soweit in dieser Satzung im
Namen sowie bei der Bezeich-
nung der Vorstandsmitglieder
oder sonstigen Funktionsträger
aus Gründen der vereinfachen-
den Schreibweise die maskuline
Wortform gewählt ist, steht sie
gleichzeitig stellvertretend für
die feminine Wortform.
(2) Weibliche Vorstandsmitglie-
der und Funktionsträgerinnen
führen die feminine Wortform
ihres Amtes.

§ 17 Verbandsauflösung

(1) Die Auflösung des Verban-
des kann nur auf einer zu die-
sem Zweck gesondert einberu-
fenen Mitgliederversammlung
erfolgen. Ein diesbezüglicher
Beschluss bedarf einer 3/4
Mehrheit der Stimmen.
(2) Die Mitgliederversammlung
beschließt bei einer Auflösung
über die Verwertung vorhande-
nen Verbandsvermögens. Eine
Verwertung darf nur im Inte-
resse des Berufsstandes erfol-
gen.
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§ 18 Tätigkeitsvergütung

(1) Vorstandsmitglieder dürfen
für Zeit- und Arbeitsaufwand
eine Tätigkeitsvergütung erhal-
ten, wozu auch ein Praxisaus-
fallgeld gehört. Über Gewäh-
rung und Höhe dieser Vergü-
tung beschließt die Mitglieder-
versammlung.
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